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I/A:  Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
I/A 01: 236_I_3(2)_Stellungnahme_01 
Schreiben vom 22.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1): Da es sich mit Ausnahme der kleinen Trafofläche um ein städtisches Grund-

stück handelt, sind detaillierte Festsetzungen im Bebauungsplan nicht notwen-
dig. Eine Dachbegrünung des Neubaues OGS/Mensa wird umgesetzt. Zukünf-
tige Fassadenbegrünungen an den Neubauten sowie an den nicht denkmalge-
schützten Bestandsgebäuden sind grundsätzlich möglich und können in Ab-
stimmung mit den zuständigen Fachbereichen erfolgen. 
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass das Ergebnis des Realisierungswett-
bewerbes „Quartierstreffpunkt Dönhoffstraße“ keine Fassadenbegrünungen 
vorsah, was in einem Planungsbeschluss der Bezirksvertretung für den Stadt-
bezirk I (Vorlage Nr. 2018/2620) am 04.02.2019 bestätigt wurde. 
Die Nutzung von Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen für alle Gebäude im 
Bebauungsplan festzusetzen ist weiterhin nicht sinnvoll, da es sich größtenteils 
um städtische Bestandsgebäude handelt. Die Forderung zur Nutzung von So-
larkollektoren und Photovoltaikanlagen für alle Gebäude wurde an den FB 65 -
Gebäudewirtschaft weitergeleitet. Die Installation von Anlagen zur Nutzung der 
Sonnenenergie auf dem Neubau der Turnhalle ist technisch vorbereitet und 
kann in Betrieb genommen werden, sobald sich ein externer Betreiber findet. 
Die zukünftige Installation von solarenergetischen Anlagen an den Neubauten 
sowie an den nicht denkmalgeschützten Bestandsgebäuden ist damit grund-
sätzlich möglich und kann in Abstimmung mit den zuständigen Fachbereichen 
erfolgen. 
 

Zu 2): Im vergangenen Jahr wurde ein Realisierungswettbewerb „Quartierstreffpunkt 
Dönhoffstraße“ durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in der Politik vorgestellt 
und diskutiert. Das Ergebnis der Diskussionen mündete in einen Planungsbe-
schluss, der von der Bezirksvertretung für den Stadtbezirk I am 04.02.2019 ein-
stimmig beschlossen wurde. Hierin sind keine Fassadenbegrünungen enthal-
ten. Eine Festsetzung einer Fassadenbegrünung würde damit dem politischen 
Beschluss widersprechen und wird daher nicht verfolgt. Zukünftige Fassaden-
begrünungen an den Neubauten sowie an den nicht denkmalgeschützten Be-
standsgebäuden sind grundsätzlich möglich und können in Abstimmung mit den 
zuständigen Fachbereichen erfolgen. 

 
Zu 3): Eine Begrünung von Zäunen ist aus Gründen der sozialen Kontrolle in dieser 

Lage nicht sinnvoll. Sollte sich im Einzelfall zukünftig ergeben, dass kleinere 
Abschnitte begrünt werden sollen, so ist dies jederzeit umsetzbar und kann in 
Abstimmung mit den zuständigen Fachbereichen erfolgen. Hierfür sind detail-
lierte Festsetzungen im Bebauungsplan nicht notwendig. 

 
Zu 4): Da es sich mit Ausnahme der kleinen Trafofläche um ein städtisches Grund-

stück handelt, sind detaillierte Festsetzungen im Bebauungsplan nicht notwen-
dig. Der Hinweis auf die Auswahl der Beleuchtung unter Aspekten des Insek-
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tenschutzes und auf Beklebung Glasflächen zur Vermeidung von Vogelschlag 
wurde bereits an den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Stellungnahmen wird nicht gefolgt. 
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I/A 02: 236_I_3(2)_Stellungnahme_02, Schreiben vom 01.02.2019 
 
 
Von:  
Gesendet: Freitag, 1. Februar 2019 20:25 
An: 61@stadt.leverkusen.de 
Betreff: Stellungnahme B-Plan LEV 236/I "Wiesdorf - Grundschulen Dönhoffstraße" 
 
Sehr geehrter Herr Burau, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Rahmen der Offenlage des o.g. Bebauungsplan nehmen wir wie folgt Stellung. 
Wir beziehen uns zunächst auf unsere Stellungnahme vom 13.04.2018 und den hier adressierten Hin-
weis, „…dass es durch die geplante Ansiedlung ..nicht zur Intensivierung der vorhandenen Gemengela-
ge …kommen darf.“ 
Vor diesem Hintergrund möchten wir ergänzen, dass das Vorhaben auch keine Erhöhung des Gefähr-
dungspotential mit sich bringen sollte. Insoweit ist der Bau einer Multifunktionshalle, sofern sie schuli-
schen Zwecken dient, aus unserer Sicht unkritisch. Sollte diese Sporthalle jedoch neben den in Abs. 5.5 
der Stellungnahme zur Seveso-Vorprüfung genannten ergänzenden Nutzungen (durch „Personen, die 
sich bereits heute im „Risikobereich“ befinden“) zusätzlich als allgemeine öffentliche Versammlungsstät-
te (für Veranstaltungen mit Ortsunkundigen) genutzt werden, hielten wir durchaus eine Erhöhung des 
Gefährdungspotentials für gegeben. Wir möchten vor diesem Hintergrund anregen, dass im B-Plan die 
Bezeichnung „Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ um die Nutzungsbeschränkung 
„keine öffentlichen Versammlungsstätten“ ergänzt wird oder im Rahmen der Baugenehmigungen eine 
entsprechende Nutzungseinschränkung etabliert wird. 
 
 
Freundliche Grüße 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Durch das Vorhaben kommt es nicht zu einer Intensivierung der vorhandenen Ge-
mengelage. Es handelt sich um eine quartiersbezogene Infrastruktureinrichtung, die 
aufgrund der Seveso-Thematik nicht als Versammlungsstätte für die gesamte Öffent-
lichkeit zur Verfügung stehen soll. Die geplante Multifunktionshalle soll die bestehende 
Sporthalle, die bisher der reinen Schul- und Vereinsnutzung dient, ersetzen. Sie soll – 
gemeinsam mit der Alten Feuerwache – zu einem neuen Quartierstreffpunkt im Stadt-
teil Wiesdorf etabliert werden. Neben den bisherigen Nutzungen sollen hier auch 
Quartiersveranstaltungen stattfinden können. Das zukünftige Raumprogramm der 
neuen Multifunktionshalle enthält neben einem Gymnastikraum und den WC-Anlagen 
für den Schulhof eine Einfachhalle, die auch als Versammlungsstätte für ca. 400 Per-
sonen genutzt werden soll.  
 
In der Multifunktionshalle könnten folgende, aus der Kenntnisnahmevorlage Nr. 
2018/2614 beispielhaft übernommenen Nutzungen und Veranstaltungen stattfinden: 
 
Schul- und Vereinsnutzung 
• Aufnahme des aktuellen Schul- und Vereinssports, 
• Aufnahme aktueller (außer)schulischer Angebote, z. B. Schulsozialarbeit, außer-

schulische Gruppen (wie LUPE zur Information und Beratung über freiwilliges und 
ehrenamtliches Engagement), Elterncafé, herkunftssprachlicher Unterricht,  

mailto:61@stadt.leverkusen.de
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• Bisher nicht durchführbare Veranstaltungen der Schule in der Mehrzweckhalle und 
dem OGS-Gebäude mit Mensa, z. B. Einschulungsfeier, Abschiedsfeier, Schulfest, 
Martinsfest, Adventsbasar, Adventssingen, Karnevalsfeier, Elternabende/Pädago-
gische Fachabende. 

 
Quartiersnutzung 
• Zielgruppenspezifische Angebote und Projekte im Rahmen der Integrationsförde-

rung oder Angebote für Senioren, Eltern und Kindern in Form bedarfsgerechter Bil-
dungs- und Freizeitangebote, z. B. Quartiersfeste (wie „Fest der Kulturen“), Wies-
dorfer Vereine präsentieren sich, Bibliothek der Kulturen, Eltern-Kind-Treff, Nachhil-
fen, Kinderspielgruppen, Quartierscafé, 

• Nutzung durch Vereine, kirchliche Träger, aber auch bürgerschaftliche Zusammen-
künfte, z. B. kleinere Konzerte/Theater, Trödelmarkt, Musikprobe, Sprachkurse, 
Kleinkunst, Karnevalsveranstaltungen, Tanzveranstaltungen. 

 
Dabei handelt es sich um Nutzungen und Veranstaltungen, die „aus dem Quartier für 
das Quartier“ entstehen. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass diese vereinzelt 
auch durch Personen besucht werden, die quartiersfremd sind. Dadurch kommt es 
jedoch zu keinem signifikanten Anstieg der Personenzahl. Zudem sind bei Veranstal-
tungen geschulte Personen (Mitarbeiter, Organisatoren) anwesend, die bei einem 
möglichen Störfall die anwesenden Besucher informieren, in Sicherheit bringen und 
betreuen können. 
 
Der Anregung des Einwenders, die Nutzungsbeschränkung „keine öffentliche Ver-
sammlungsstätte“ in die Festsetzungen des Bebauungsplans aufzunehmen, kann 
nicht gefolgt werden. Dies ist planungsrechtlich nicht möglich. Bei dem geplanten Vor-
haben, insbesondere dem Bau der Multifunktionshalle, handelt es sich um eine Ver-
sammlungsstätte i. S. d. Sonderbauverordnung (SBauVO NW), da hier mehr als 200 
Personen/Nutzer zusammenkommen können. Zudem nimmt der Verordnungsgeber 
keine Unterscheidung zwischen öffentlichen und nicht-öffentlichen Versammlungsstät-
ten vor. Insofern kann keine zusätzliche Festsetzung, die eine Einschränkung der Ver-
sammlungsstätte zum Inhalt hat, in den Bebauungsplan aufgenommen werden.  
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass es das Ziel des Integrierten Handlungskon-
zeptes für Leverkusen-Wiesdorf (InHK Wiesdorf) ist, mit dem geplanten Quartierstreff-
punkt Dönhoffstraße/Alte Feuerwache eine Versammlungsstätte zu schaffen, die – wie 
bisher – den schulischen und vereinsbezogenen Nutzungen dient, aber auch für quar-
tiersbezogene Veranstaltungen genutzt werden kann (Fördergegenstand). Allein für 
schulische Nutzungen muss die Multifunktionshalle als Versammlungsstätte fungieren 
können.  
 
Insgesamt gesehen, geht mit der Nutzungsänderung sowie dem Neubau der Sporthal-
le als Multifunktionshalle eine Verbesserung der Bestandssituation bzw. eine Risi-
koverringerung einher. Es handelt sich um einen Neubau, der neuesten energetischen 
Standards entspricht und die Anforderungen erfüllt, die sich aus dem gesamtstädti-
schen Seveso-II-Konzept für Bauvorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheits-
abstands ergeben. Am Vorhaben werden technische und/oder organisatorische 
Schutzmaßnahmen für den „Seveso-Fall“ umgesetzt, die es bei den bestehenden Ge-
bäuden und Nutzungen bislang nicht gibt. Darüber hinaus sinkt das Risiko durch den 
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Aufenthalt im Freien im „Seveso-Fall“, da sich künftig bei Festen eine größere Zahl an 
Personen in den geschützten Räumlichkeiten aufhalten kann. 
 
Im Bauantrag ist durch den Bauherren eine Bau- und Betriebsbeschreibung vorzule-
gen. Im vorliegenden Fall ist die Betriebsbeschreibung personenbezogen auf Nutzer 
und Vereine abzustimmen, die sich bereits vorher im Quartier und damit im Gefähr-
dungsbereich befinden. Durch die folgende Baugenehmigung wird damit eine Risiko-
erhöhung ausgeschlossen. Auch, da im Baugenehmigungsverfahren für das Vorhaben 
ein objektbezogenes Seveso-Schutzkonzept durch einen nach § 29b Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) anerkannten Sachverständigen zu erstellen ist. 
Neben Angaben zum Alarmierungsweg (Erkennen von Störfällen und Gefahren) sind 
darin technische/bauliche sowie organisatorische Maßnahmen enthalten, z. B. die 
Schulung von Mitarbeitern zum richtigen Verhalten im „Seveso-Fall“ oder Aushänge 
zur Information von Mitarbeitern, Nutzern und Besuchern. Das objektbezogene Se-
veso-Schutzkonzept wird Bestandteil der Baugenehmigung. 
 
Der Betrieb der Multifunktionshalle, einschließlich Vermietung, liegt in den Händen der 
Stadtverwaltung. Der Betreiber ist verpflichtet, die in der Baugenehmigung beschrie-
benen Maßnahmen einzuhalten und umzusetzen. Die zuständigen städtischen Ver-
waltungsstellen verpflichten sich, bei der Vermietung darauf zu achten, dass die jewei-
lige Veranstaltung einen Quartiersbezug aufweist. Die zuständigen Verwaltungsstellen 
sind über diese Vorgehensweise informiert worden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
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I/B:  Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
I/B 01: Fachbereich Umwelt, Schreiben vom 01.02.2019 
 
 
 

322-be          01.02.19 
Brigitte Beier-Witte 
Tel.: 32 40 
 
 
 
61 – Herrn Burau 
 
 
Bebauungsplan Nr. 236/I „Wiesdorf – Grundschulen Dönhoffstraße“ 
- Beteiligung der Fachbereiche 
- Ihre Bitte um Stellungnahme vom 21.12.2018 
 
 
Nach fachbereichsinterner Prüfung nehme ich wie folgt Stellung: 
 

1) Vorsorgender Lärmschutz (Herr Becher, 3238) 
 
Folgende Aussage auf S.6 der Begründung sollte zur Klarstellung angepasst werden. 
 
Begründung 
„Aus Gründen des passiven Schallschutzes insbesondere vor dem Straßenverkehrs-
lärm wurde eine Festsetzung hinsichtlich eines passiven Außenlärmpegels in den Be-
bauungsplan aufgenommen.“ 
 
Vorschlag 
Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm wird ein maßgeblicher Außenlärmpegel im Be-
bauungsplan festgesetzt. Dieser bildet die Grundlage für die Ermittlung der Anforderun-
gen an die passiven Schallschutzmaßnahmen (Fenster, Wände, etc.) 
 

2) Wasser (Frau Marschollek, 32 15) 
 
Abwasserbehandlung und -ableitung  
 
Die entwässerungstechnische Erschließung ist noch nicht abschließend beplant, sodass 
die Anforderungen allgemein formuliert werden. 
1. Die abwassertechnische Erschließung ist i.S. § 30/34 BauGB gesichert, wenn  

alle Anlagen zur Abwasserableitung und –behandlung den a.a.R.d.T. entspre-
chen. Eventuell erforderliche Sanierungsmaßnahmen der äußeren Erschlie-
ßung sind in der Planbegründung zu beschreiben bzw. in Abstimmung mit dem 
Abwasserbeseitigungskonzept umzusetzen. 

2. Die abwassertechnische Erschließung hat gem. ABK/ NBK der TBL zu erfolgen  
bzw. ist in der Fortschreibung zu berücksichtigen und umzusetzen. 
Auf dieser Grundlage können alsdann die erforderlichen Festsetzungen für den 
B-Plan getroffen werden. 

3. Grundsätzlich ist eine Niederschlagswasserversickerung im Rahmen der Ver 
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hältnismäßigkeit, technischen Umsetzbarkeit sowie unter Berücksichtigung der 
Vorgaben aus dem Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz anzu-
streben. Gem. vorgelegtem Baugrundgutachten ist die Niederschlagswasser-
versickerung zu prüfen und ggf. eine Variante zur Niederschlagswasserbehand-
lung und –ableitung spätestens mit Erarbeitung des Bauantrages vorzulegen.  
 

Alle anderen Umweltbelange sind zufriedenstellend dargestellt. 
 
 
gez. Beier-Witte 
 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Zu 1): Die Stellungnahme präzisiert den in der Begründung geschriebenen Text. Der 

Absatz in der Begründung wurde entsprechend der Stellungnahme geändert. 
 
Zu 2): Mit Schreiben vom 17.01.2019 haben die Technischen Betriebe der Stadt Le-

verkusen (TBL) mitgeteilt, dass sie keine Anmerkungen zum Bebauungsplan 
haben, da das Gebiet bereits an das städtische Abwassersystem angeschlos-
sen ist. Insofern entfallen die Beschreibung etwaiger Sanierungsmaßnahmen in 
der Begründung bzw. die Festsetzung von Erschließungsanlagen im Bebau-
ungsplan. 
Grundsätzlich ist eine Niederschlagswasserversickerung im Rahmen der Ver-
hältnismäßigkeit, technischen Umsetzbarkeit sowie unter Berücksichtigung der 
Vorgaben aus dem Wasserhaushaltsgesetz und § 46 Landeswassergesetz 
nicht notwendig. Eine Versickerung wird jedoch im Bauantragsverfahren - nach 
Vorliegen eines entsprechenden Baugrund- bzw. Bodengutachtens - geprüft, 
und ggf. eine Variante zur Niederschlagswasserbehandlung und -ableitung vor-
gelegt, wobei die Bodenbelastungen besonders zu berücksichtigen sind. 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme in Punkt 1) wird gefolgt. 
 
Die Stellungnahme in Punkt 2) wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 02: Geologischer Dienst NRW, Schreiben vom 29.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Ein allgemeiner Hinweis zur Erdbebengefährdung wurde bereits als Hinweis Nr. 3 in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
Die weitergehenden Hinweise zur Erdbebengefährdung und zum Baugrund wurden an 
den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 03: E-Plus Service GmbH, Schreiben vom 01.02.2019 
 
 

 
 
Betrifft hier Richtfunk von E-Plus 
 
IHR SCHREIBEN VOM: 08.01.2019 
IHR ZEICHEN: 610-bau 
 
                                                                
 
Sehr geehrter Herr Bauerfeld , 
 
aus Sicht der E-Plus Service GmbH sind nach den einschlägigen raumordnerischen 
Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um 
erhebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 

-          durch das Plangebiet führt eine Richtfunkverbindung hindurch, oder grenzt na-
he an  

-          die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen befindet sich in einem vertikalen 
Korridor zwischen 15 m und 45 m über Grund 

 

 
 

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales Bild, wel-
ches den Verlauf unsere Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung verdeutlichen sollen. 
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Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen der E-
Plus Service GmbH. Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie einge-
zeichnet. 
Die Linien in Rot haben für Sie keine Relevanz. 
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über der Land-
schaft verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30-60m (einschließlich 
der Schutzbereiche) vorstellen (abhängig von verschiedenen Parametern). Bitte be-
achten Sie zur Veranschaulichung die beiliegenden Skizzen mit Einzeichnung des 
Trassenverlaufes. Alle geplanten Konstruktionen und notwendige Baukräne dürfen 
nicht in die Richtfunktrasse ragen. Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der 
o.g. Richtfunktrasse in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den 
zukünftigen Flächennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und verti-
kal) sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen festzusetzen, damit die raumbe-
deutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird.  
Es muss daher eine horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen 
von mindestens +/- 30 m und einen vertikalen Schutzabstand zur Mittellinie von min-
destens +/-15m einhalten 
den.                                                                                      
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunktrassen einschließ-
lich der geschilderten Schutzbereiche in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleit-
planung bzw. den zukünftigen Flächennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche 
(horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen s. o. festzu-
setzen, damit die raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beeinträchtigt werden.  
Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen ergeben, so würden 
wir Sie bitten uns die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit eine er-
neute Überprüfung erfolgen kann. 
 
Bei Fragen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen / Yours sincerely 
 
i.A. Michael Rösch 
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Behördenengineering 
Request Management 
 
Bei Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erreichen unter: 
Südwestpark 38, Zimmer 2.1.15, 90449 Nürnberg 

Telefonisch erreichbar unter Mobil: +49 174 – 349 67 03:  
-          Montag von 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
-          Mittwoch und Donnerstag von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr u. 13.30 Uhr bis 

15.30 Uhr 
mail: o2-MW-BImSchG@telefonica.com 
 
Anfragen zu Stellungnahmen für E-Plus & Telefonica gerne an: o2-mw-
BImSchG@telefonica.com, 
oder auf dem Postweg an: Telefónica Germany, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg 
 

 

 
Este mensaje y sus adjuntos se dirigen exclusivamente a su destinatario, puede contener información privilegiada o confidencial 
y es para uso exclusivo de la persona o entidad de destino. Si no es usted. el destinatario indicado, queda notificado de que la 
lectura, utilización, divulgación y/o copia sin autorización puede estar prohibida en virtud de la legislación vigente. Si ha recibido 
este mensaje por error, le rogamos que nos lo comunique inmediatamente por esta misma vía y proceda a su destrucción. 
 
The information contained in this transmission is privileged and confidential information intended only for the use of the individual 
or entity named above. If the reader of this message is not the intended recipient, you are hereby notified that any dissemination, 
distribution or copying of this communication is strictly prohibited. If you have received this transmission in error, do not read it. 
Please immediately reply to the sender that you have received this communication in error and then delete it. 
 
Esta mensagem e seus anexos se dirigem exclusivamente ao seu destinatário, pode conter informação privilegiada ou confiden-
cial e é para uso exclusivo da pessoa ou entidade de destino. Se não é vossa senhoria o destinatário indicado, fica notificado de 
que a leitura, utilização, divulgação e/ou cópia sem autorização pode estar proibida em virtude da legislação vigente. Se recebeu 
esta mensagem por erro, rogamos-lhe que nos o comunique imediatamente por esta mesma via e proceda a sua destruição 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Der Hinweis auf die Richtfunkverbindung und die Beteiligung im Baugenehmigungs-
verfahren wurde bereits in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 04: Energieversorgung Leverkusen, Schreiben vom 25.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:  
 
Der Erhalt des Trafogebäudes wurde über eine Festsetzung im Bebauungsplan gesi-
chert. 
Sämtliche Hinweise, wie z. B. zu den Leitungen und zur Fernwärmeversorgung, wur-
den an den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme hinsichtlich des Erhalts des Trafos wird gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
  



     Bebauungsplan Nr. 236/I                                                                   Seite 20 
 

 
 

I/B 05: Industrie- und Handelskammer zu Köln, Schreiben vom 01.02.2019 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Aussagen zum positiven Umgang mit der Störfallproblematik (Seveso) werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 06: Polizeipräsidium Köln, Schreiben vom 04.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Das Beratungsangebot zur Kriminalprävention und zur Ausstattung von Bauobjekten 
wurde an den FB 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 07: Bundesamt für Infrastruktur der Bundeswehr, Schreiben vom 03.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis auf die Höhenbeschränkung wurde an den FB 65 - Gebäudewirtschaft 
weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 08: PLEdoc GmbH, Schreiben vom 04.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis, dass die von der PLEdoc GmbH vertretenden Leitungsträger nicht betrof-
fen sind, wurde an den Fachbereich 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 09: Amprion GmbH, Schreiben vom 31.01.2019 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis, dass Höchstspannungsleitungen der Amprion GmbH nicht betroffen sind, 
wurde an den Fachbereich 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 10: Unitymedia NRW GmbH, Schreiben vom 16.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise werden zur Beachtung an den Fachbereich 65 - Gebäudewirtschaft wei-
tergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 11: Ericson GmbH, Schreiben vom 22.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beteiligung der Deutsche Telekom 
Technik GmbH hat stattgefunden. Eine Stellungnahme ist nicht eingegangen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 12: Vodafone GmbH, Schreiben vom 29.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise zur Netzplanung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 13: FB 37 Feuerwehr, Schreiben vom 12.01.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wurden zur Beachtung an den 
Fachbereich 65 - Gebäudewirtschaft weitergeleitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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